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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Über die finanziellen Mittel, die der Landwirtschaft in den Jahren 2014 bis 2017
zukommen sollen, konnten sich die Kammern im Berichtsjahr noch nicht einigen. Nach
längeren Diskussionen beschloss der Nationalrat in einer äusserst knappen
Abstimmung, dass das Budget im Bereich der Grundlagenverbesserungs- und
Sozialmassnahmen um CHF 160 Mio. erhöht werden solle. Der Bundesrat, welchem die
grüne, die grünliberale, die sozialdemokratische Fraktion sowie eine Mehrheit der
Liberalen gefolgt waren, warnte vergeblich davor, dass eine Budgeterhöhung nicht mit
den Vorgaben der Schuldenbremse vereinbar sei. Auch bei der Abstimmung zur
Ausgabenbremse – welche sonst in beiden Räten ausnahmslos einstimmig gelöst
worden war – und bei der Gesamtabstimmung über den Beschluss zu den finanziellen
Mitteln demonstrierten SP und GLP ihre Ablehnung, was jedoch folgenlos blieb. Im
Ständerat endete die Gegenüberstellung des Kommissionsantrages auf Folgeleistung
des nationalrätlichen Entscheids und eines Minderheitsantrages Fetz (sp, BS), der auf
der ursprünglichen Budgetierung beharrte, in einem Patt. Der Ratspräsident äusserte
sich im Stichentscheid zugunsten der Minderheit. Somit werden diese, als auch die
oben erwähnten Meinungsverschiedenheiten zwischen National- und Ständerat, 2013 in
der Differenzbereinigung zur Agrarpolitik 2014 bis 2017 nochmalig thematisiert
werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Landwirtschaft prägte während der Wintersession 2014 die Debatten zum
Bundeshaushalt 2015. Vertreter der bäuerlichen Kreise zeigten sich entsetzt über den
Vorschlag des Bundesrates, bei den Direktzahlungen 177 Millionen Franken einzusparen.
Man habe ihnen bei der Einführung der neuen Agrarpolitik, welche grosse Anpassungen
von Seiten der Bauern erfordere, versprochen, dass im Gegenzug die finanzielle
Unterstützung stabil bleiben würde. Weniger als ein Jahr nach der Umsetzung des
revidierten Landwirtschaftsgesetzes begehe die Exekutive nun Vertragsbruch. Die
Behörden argumentierten vergeblich, dass es sich beim Bundesbeschluss über die
finanziellen Mittel für die Landwirtschaft lediglich um die Definition von Obergrenzen
gehandelt habe. Durch die Schuldenbremse sei man jetzt zu diesen Einschränkungen
gezwungen. Der Nationalrat erhöhte in der ersten Lesung nach längeren Diskussionen
das Agrarbudget um 115 Millionen Franken. Anita Fetz (sp, BS) profilierte sich in der
kleinen Kammer zum wiederholten Male als Kontrahentin der Bäuerinnen und Bauern:
Sie hatte bereits bei den Diskussionen zur neuen Agrarpolitik dagegen plädiert, den
finanziellen Rahmen für die Landwirte auszudehnen. Auch sie vermochte das Steuer
allerdings nicht herumzureissen. Nachdem die Auseinandersetzungen um das
Agrarbudget die Räte bis zur Einigungskonferenz geführt hatten – die NZZ titelte
bereits, dass die Budgetdebatte zur „Bauerndebatte“ ausarte – wurde beschlossen, die
Direktzahlungen auf dem Vorjahresniveau zu belassen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.11.2014
JOHANNA KÜNZLER

Die Mehrheit der WAK-SR stellte den Sparmassnahmen des Bundesrates und dem
Vorschlag des Nationalrates eine eigene Version der finanziellen Mittel für die
Landwirtschaft in den Jahren 2018-2021 gegenüber. Der ständerätliche Vorschlag
entsprach den Zahlen, welche die kleine Kammer schon im Rahmen der Diskussion um
das Stabilisierungsprogramm beschlossen hatte. Die WAK-SR schlug vor, CHF 563 Mio.
für Grundlagenverbesserung und Sozialmassnahmen, CHF 1'747 Mio. für die Förderung
von Produktion und Absatz und CHF 11'250 Mio. für Direktzahlungen zu sprechen. Mit
diesem Vorschlag lag die WAK-SR gesamthaft CHF 273 Mio. über dem bundesrätlichen
Entwurf und CHF 232 Mio. unter der grosszügigeren Version des Nationalrates. Zwei
Minderheitsanträge von Seiten der SP-Fraktion wurden in der Ständeratsdebatte in der
Wintersession 2016 diskutiert. In einem davon forderte Anita Fetz (sp, BS) den
Ständerat dazu auf, dem Vorschlag des Bundesrates zuzustimmen, im anderen
beantragte Christian Levrat (sp, FR), gesamthaft CHF 24 Mio. weniger zu sprechen, als
die Kommissionsmehrheit beabsichtigt hatte. In der Gesamtabstimmung vermochte die
Fassung der Kommissionsmehrheit die Ratsmehrheit mit 33 zu 3 Stimmen (5
Enthaltungen) zu überzeugen. Damit ging der Entwurf zurück zum Nationalrat und ins
Differenzbereinigungsverfahren. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2016
LAURA SALATHE
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1) AB NR, 2012, S. 1496 ff., 1681 ff., 1697 ff. und 1790.; AB SR 2012, S. 1092 ff., 1173 ff. und 1196 ff.; Medienmitteilungen WAK-NR
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